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denn, daß von der Tatsache seiner Ergreifung gemäß 
Ziffer lb) dieses Artikels Mitteilung gemacht wurde, eine 
Frist von drei Monaten seit dieser Mitteilung verstrichen 
und kein Auslieferungsbegehren nach Maßgabe des Ar­
tikels IV bei dem betreffenden Zonenbefehlshaber ein­
gegangen ist.

5. Die Vollziehung der Todesstrafe soll aufgeschoben 
werden, falls der Zonenbefehlshaber Grund zu der An­
nahme hat, daß die Vernehmung des zum Tode Ver­
urteilten als Zeuge in einem Verfahren innerhalb oder 
außerhalb seiner Zone von Wert sein könnte, jedoch nicht 
länger als einen Monat, nachdem das Urteil Rechtskraft 
erlangt hat.

6. Jeder Zonenbefehlshaber wird dafür Sorge tragen, 
daß die Urteile der zuständigen Gerichte hinsichtlich des 
nach diesem Gesetz seiner Kontrolle unterliegenden Ver­
mögens so ausgeführt werden, wie dies nach seiner An­
sicht der Gerechtigkeit entspricht.

Artikel IV

1. Wird jemandem, der sich in einer der deutschen 
Zonen befindet, ein Verbrechen, das einen der Tatbestände 
des Artikel II erfüllt, und das außerhalb Deutschlands 
oder in einer anderen Zone begangen wurde, zur Last ge­
legt, so kann die Regierung des betreffenden Staates oder 
der Befehlshaber der betreffenden Zone an den Befehls­
haber der Zone, in der sich der Angeschuldigte befindet, 
das Ersuchen stellen, ihn zu verhaften und ihn zur Ab­
urteilung dem Staat oder der Zone auszuliefern, in der das 
Verbrechen begangen wurde.

Einem solchen Auslieferungsantrag soll der Zonen­
befehlshaber Folge leisten, es sei denn, daß nach seiner 
Meinung der Angeschuldigte zur Aburteilung oder als 
Zeuge von einem Internationalen Militärgerichtshof oder
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